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Ansatz- und Bewertungsregeln 

§ 19. (1) Vermögenswerte sind dann in der Vermögensrechnung zu erfassen, wenn die 
Gebietskörperschaft zumindest wirtschaftliches Eigentum daran erworben hat. 

(2) Wirtschaftliches Eigentum liegt unabhängig von einer zivilrechtlichen Eigentümerschaft vor, 
wenn die Gebietskörperschaft wirtschaftlich wie ein Eigentümer über eine Sache herrscht, indem sie diese 
insbesondere besitzt, gebraucht, die Verfügungsmacht über sie innehat und das Risiko ihres Verlustes 
oder ihrer Zerstörung trägt. 

(3) Jeder Vermögenswert (aktiv- und passivseitig) ist für sich einzeln zu erfassen und zu bewerten. 
Für bewegliche Güter kann aus Zwecken der Vereinfachung ein Festwertverfahren angewendet werden. 
Ebenso können Gegenstände mit gleicher Nutzungsdauer zu einer Sachanlage zusammengefasst werden, 
wenn diese üblicherweise zusammen genutzt werden. 

(4) Die Vermögensbestandteile sind in systematischer Ordnung in der Anlagenbuchführung 
nachzuweisen, wobei der Bestand sowie die Zu- und Abgänge nach Wert und Wertveränderung zu 
erfassen sind. 

(5) Der Barwert ist jener Wert, der sich aus den abgezinsten kumulierten Zahlungen ergibt. Als 
Zinssatz ist, soweit nicht im Einzelfall anderes vorgeschrieben, jener zu verwenden, der dem Zinssatz der 
am Rechnungsabschlussstichtag gültigen durch Umlauf gewichteten Durchschnittsrendite für 
Bundesanleihen (UDRB) entspricht. 
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(6) Anschaffungskosten sind alle Kosten des Erwerbs, wie Anschaffungspreise inklusive 
Einfuhrzölle, Transportkosten, Kosten, die den Vermögensgegenstand in einen betriebsbereiten Zustand 
versetzen, Abwicklungskosten, nicht erstattungsfähige Umsatzsteuern, abzüglich direkt zuordenbarer 
Rabatte und Skonti. Die Anschaffungskosten von baulichen Gegenständen bzw. Liegenschaften umfassen 
auch die Kosten für die Räumung und den Abbruch allfälliger bestehender baulicher Gegenstände bzw. 
die Wiederherstellung des Standorts (z. B. Dekontaminierung), insoweit diese im Zusammenhang mit der 
Anschaffung stehen. Nicht zu den Anschaffungskosten gehören Zinsen und andere Kosten, die sich aus 
der Aufnahme von Fremdmitteln ergeben. 

(7) Herstellungskosten sind sämtliche Kosten, die dem jeweiligen Vermögenswert direkt zuordenbar 
sind. Für jene Einrichtungen, die ausschließlich der Produktion dienen, sind die Produktionsgemeinkosten 
hinzuzurechnen. 

(8) Unter fortgeschriebenen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die ursprünglichen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten zu verstehen, die um den linearen Abschreibungsbetrag 
vermindert wurden. 

(9) Der beizulegende Zeitwert (fair value) ist jener Wert, zu dem ein Vermögenswert zwischen 
sachverständigen, vertragswilligen und voneinander unabhängigen Personen getauscht oder eine 
Verpflichtung beglichen werden kann. Der beizulegende Zeitwert ist zu ermitteln aus: 

 1. dem Preis einer bestehenden, bindenden Vereinbarung oder sofern diese nicht vorliegt, 

 2. dem gegenwärtigen Marktpreis, wenn der Vermögenswert in einem aktiven Markt gehandelt 
wird oder sofern dies nicht zutrifft, 

 3. dem Preis der letzten Transaktionen, sofern die Umstände, unter denen die Transaktionen 
stattgefunden haben, sich nicht wesentlich geändert haben oder sofern dies nicht möglich ist, 

 4. dem Wert, der sich aus einer bestmöglichen, verlässlichen Schätzung ergibt. 

(10) Die Abschreibung eines Vermögenswertes erfolgt linear und beginnt mit der Inbetriebnahme. 
Wenn der Vermögenswert zur Verfügung steht, sich an seinem Standort und im betriebsbereiten Zustand 
befindet und binnen sechs Monaten nicht in Betrieb genommen wird, hat die Abschreibung nach Ablauf 
der sechs Monate zu beginnen. Für die Berechnung der Abschreibung sind die Nutzungsdauern in 
Anlage 7 zu verwenden. Ergibt sich aus den tatsächlichen Gegebenheiten der Sachanlage eine andere 
voraussichtliche wirtschaftliche Nutzungsdauer, so ist diese heranzuziehen und zu begründen. Ist der 
entgeltlich erworbene Vermögensgegenstand länger als sechs Monate des Haushaltsjahres im 
Anlagevermögen, so ist der gesamte auf ein Jahr entfallende Betrag abzusetzen, andernfalls die Hälfte. 
Eine monatsgenaue Abschreibung ist zulässig. 

(11) Beträge in fremder Währung sind zum Referenzkurs der Europäischen Zentralbank (EZB) zum 
Rechnungsabschlussstichtag des Finanzjahres in Euro umzurechnen. Ist dieser nicht verfügbar, sind 
Beträge in fremder Währung zum jeweiligen nationalen niedrigeren Devisenkurs umzurechnen. 
Änderungen aufgrund des Wechselkurses werden erfolgsneutral in der 
Fremdwährungsumrechnungsrücklage erfasst. Diese sind dem Nettovermögen zuzurechnen und bei 
Veräußerung oder Ausscheiden aufzulösen. 

(12) Neubewertungsrücklagen entstehen bei der Folgebewertung von Vermögenswerten und sind 
dem Nettovermögen zuzurechnen. 

(13) Neubewertungsrücklagen und Fremdwährungsumrechnungsrücklagen sind jeweils auf 
bestimmte Vermögenswerte und Fremdmittel bezogen zu führen und bei deren Veräußerung oder 
Ausscheiden in der Ergebnisrechnung aufzulösen. 

(14) Wenn Vorgänge bekannt werden, die eine wesentliche Wertminderung bzw. eine über die 
lineare Abschreibung hinausgehende wesentliche Wertminderung eines Vermögenswertes vermuten 
lassen, so ist dies zu prüfen. Ist dies der Fall, so ist der Vermögenswert mit dem erzielbaren Betrag zu 
bewerten. Der erzielbare Betrag eines Vermögenswertes ist der beizulegende Zeitwert abzüglich der 
Verkaufskosten oder der Gebrauchswert. 

(15) Eine Wertaufholung ist ausschließlich für zuvor wertgeminderte Vermögenswerte nach Abs. 14 
vorzunehmen, sofern sich die Umstände, die zur Wertminderung führten, geändert haben. Die 
fortgeschriebenen Anschaffungs- oder Herstellungskosten, die ohne ursprüngliche Wertminderung zum 
Zeitpunkt der Wertaufholung bestanden hätten, dürfen dabei nicht überschritten werden. 
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